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I. Grundlagen

Die „Partnerschaftsgesellschaft“ oder kurz „Partnerschaft“ ist die einzige neu
geschaffene deutsche Gesellschaftsform des 20. Jahrhunderts. Sie ist exklusiv
f�r Freie Berufe1) bestimmt. F�r Freiberufler ist sie auch die hervorragende
Rechtsform bei gemeinsamer Berufsaus�bung2).

Die Partnerschaft ist durch sieben Wesensmerkmale gekennzeichnet:3)

(1) ausschließlich Freiberufler als Gesellschafter,

(2) Aus�bung der Freien Berufe als Gesellschaftszweck,

(3) keine gewerbliche T�tigkeit,

(4) Gesch�ftsf�hrung und Vertretung durch jeden Gesellschafter,

(5) Haftung der Gesellschafter nicht f�r Berufsaus�bung der Partner (Handeln-
denhaftung), ansonsten jedoch unbeschr�nkt,

(6) Rechtsf�higkeit,

(7) Gesamthandsgemeinschaft (also keine eigene Rechtspers�nlichkeit).

Gesetzliche Basis ist das Partnerschaftsgesellschaftsgesetz (PartGG)4), das zum
1.7.1995 in Kraft getreten und seitdem mehrfach novelliert worden ist.5)

Partnerschaften werden in das Partnerschaftsregister bei den Amtsgerichten
eingetragen. Dazu gibt es eine eigene Partnerschaftsregisterverordnung.6)

Das hervorragend formulierte Partnerschaftsgesellschaftsgesetz ist ein „schlan-
kes“ Gesetz. Es hat nur 11Paragraphen. In großem Umfang wird auf Vorschrif-
ten der offenen Handelsgesellschaft als „Schwestergesellschaft“7) verwiesen.
Diese speziellen Verweisungen aus einzelnen Paragraphen des PartGG werden
erg�nzt durch eine allgemeine Verweisung auf die Vorschriften zur Gesellschaft
b�rgerlichen Rechts in § 1 Abs. 4 PartGG. Danach gelten die gesellschaftsrecht-
lichen Vorschriften mit folgender Hierarchie:

1. Partnerschaftsgesellschaftsgesetz (PartGG),

2. Handelsgesetzbuch (HGB, soweit ausdr�cklich f�r anwendbar erkl�rt),

3. B�rgerliches Gesetzbuch (BGB, §§ 705–740 als allgemeine Erg�nzung).

1) Zum Begriff der Freien Berufe siehe § 1 Abs. 2 PartGG, der in Satz 1 auch eine definiti-
ons�hnliche Orientierungshilfe enth�lt.

2) Ausf�hrlich dazu Eggesiecker, FachC Rz. 9.100
3) Eggesiecker, FachD PartGG Rz. 0.200.
4) BGBl. I 1994, 1744.
5) Durch das Gesetz zur Neuregelung des Kaufmanns- und Firmenrechts und zur �nde-

rung anderer handels- und gesellschaftlicher Vorschriften v. 22.6.1998, BGBl. I 1998,
1474; Gesetz zur �nderung des Umwandlungsgesetzes, des Partnerschaftsgesellschafts-
gesetzes und anderer Gesetze v. 22.7.1998, BGBl. I 1998, 1878; Zweites Gesetz zur
�nderung der Finanzgerichtsordnung und anderer Gesetze v. 19.12.2000, BGBl. I 2000,
1757; Gesetz �ber elektronische Register und Justizkosten f�r Telekommunikation v.
10.12.2001, BGBl. I 2001, 3422; Gesetz �ber elektronische Handelsregister und Genos-
senschaftsregister sowie das Unternehmensregister v. 10.11.2006, BGBl. I 2006, 2553.

6) Verordnung �ber die Einrichtung und F�hrung des Partnerschaftsregisters v. 16.6.1995,
BGBl. I 1995, 808.

7) K. Schmidt, ZIP 1993, 633, 635.

1

2

3

4

5

DHandels- und Gesellschaftsrecht

Kapitel 7 Partnerschaftsgesellschaft

58. Erg.-Lfg. · 11/07 Eggesiecker/Kapitel 7/Seite 3

Buch Fach D Arbeitspagina 201 Arbeitspagina-Lieferung 113



Wie andere Personengesellschaften ist damit die Partnerschaft eine Sonderform
der Gesellschaft b�rgerlichen Rechts. Wie bei allen anderen Personengesell-
schaften ist das Gesellschaftsverm�gen auch bei der Partnerschaft Gesamt-
handsverm�gen.

II. Gr�ndung

Die Gr�ndung einer Partnerschaft ist nur unter den in § 1 PartGG genannten
Voraussetzungen zul�ssig (Rz. 7 ff.). Dabei erh�lt die Partnerschaft einen
Namen (Rz. 13 f.), mit dem sie am Rechtsverkehr teilnimmt und der deshalb in
das Partnerschaftsregister eingetragen wird (Rz. 17 ff.). Beim Abschluss des
Partnerschaftsvertrags sind einige Besonderheiten zu beachten (Rz. 15 f.).

1. Voraussetzungen

Aus § 1 PartGG ergeben sich vier Voraussetzungen, die bei der Gr�ndung einer
Partnerschaft erf�llt werden m�ssen. F�llt eine der Voraussetzungen weg, ist
die Partnerschaftsgesellschaft im Partnerschaftsregister zu l�schen. Die vier
Voraussetzungen sind:

– Freiberuflervoraussetzung,

– Zweckvoraussetzung,

– Nichtgewerbevoraussetzung,

– Berufsrechtsvoraussetzung.

Durch das Berufsrecht k�nnen auch weitere Voraussetzungen geschaffen wer-
den. Diese sind dann alle einzuhalten, falls sie nicht zu stark in die grundge-
setzlich garantierte Freiheit der Berufsaus�bung eingreifen (Art. 12 GG)

a) Freiberuflervoraussetzung

Gesellschafter in einer Partnerschaft d�rfen nur Freiberufler sein, da es sich um
den Zusammenschluss von „Angeh�rigen Freier Berufe“ handeln muss (§ 1
Abs. 1 Satz 1 PartGG). Damit ist die Beteiligung von Kapitalgesellschaften aus-
geschlossen, ja sogar die Beteiligung anderer Partnerschaftsgesellschaften. Nur
Menschen sind also als Partner zugelassen (§ 1 Abs. 1 Satz 3 PartGG).

Die Partner m�ssen zwingend selbst Freiberufler sein. Zur Bestimmung der
Freiberuflereigenschaft bedient sich das Partnerschaftsgesellschaftsgesetz
einer �hnlichen Vorgehensweise wie das Steuerrecht (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG).
Als „Katalogberufe“ werden beispielsweise Architekten, �rzte, Ingenieure,
Mitglieder von Rechtsanwaltskammern, Steuerberater, Wirtschaftspr�fer und
Zahn�rzte ausdr�cklich genannt. Wegen ihrer T�tigkeit („T�tigkeitsberufe“)
geh�ren Wissenschaftler, K�nstler, Schriftsteller, Lehrer und Erzieher zu den
Freien Berufen. „�hnliche Berufe“ sind den Katalogberufen vergleichbar.

b) Zweckvoraussetzung

Die Partnerschaft muss den Zweck haben, dass die in ihr zusammengeschlosse-
nen Freiberufler ihre Berufe gemeinsam aus�ben. Haben sie alle denselben
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Freien Beruf, handelt es sich um eine „uniprofessionelle“ Partnerschaft. Der
Zusammenschluss verschiedener Freier Berufe, z. B. Steuerberater, Wirtschafts-
pr�fer, Rechtsanwalt, ist eine „interprofessionelle“ Partnerschaft.

c) Nichtgewerbevoraussetzung

Nicht zugelassen ist ein gewerblicher Zweck. Auch als Nebenzweck d�rfen
Partnerschaften keine gewerbliche T�tigkeit aus�ben.1)

d) Berufsrechtsvoraussetzung

Nach § 1 Abs. 3 PartGG kann die Berufsaus�bung in der Partnerschaft durch
berufsrechtliche Vorschriften ausgeschlossen oder von weiteren Voraussetzun-
gen abh�ngig gemacht werden.2) Wegen des Grundrechts der freien Berufsaus-
�bung (Art. 12 GG) ist jedoch ein g�nzliches Verbot unzul�ssig.3)

Besonders gut und schnell haben die�rzte die neuenM�glichkeiten aufgegriffen.
Sie sehen drei Arten von Partnerschaften vor (§§23–23bMusterberufsordnung):4)

– �rztepartnerschaft (nur f�r �rzte),

– Heilberufepartnerschaft (�rzte und andere Heilberufe),

– Nichtbehandlungspartnerschaft (�rzte und andere Freiberufler).

Besondere M�glichkeiten und Einschr�nkungen gelten f�r Steuerberater, Wirt-
schaftspr�fer und Rechtsanw�lte. Diese werden n�her unter Rz. 51 ff. behan-
delt.

2. Partnerschaftsname

Jede Partnerschaft muss einen Namen haben, unter dem sie im Rechtsverkehr
auftritt. Das ist die notwendige Voraussetzung f�r ihre Rechtsf�higkeit. Dieser
Name wird im Partnerschaftsregister eingetragen. Als „Kern“ muss der Name
der Partnerschaft mindestens enthalten:

– Partnername: der Name mindestens eines Partners,

– Rechtsformangabe: der Zusatz „Partner“ oder „Partnerschaft“,

– Berufsbezeichnung: f�r alle in der Partnerschaft vertretenen Berufe.

Hinzu k�nnen Zus�tze kommen, z. B. Vornamen oder auch Fantasiezus�tze,
wobei sich Freiberufler eine gewisse Zur�ckhaltung auferlegen sollten.5)

Zul�ssige Partnerschaftsnamen sind beispielsweise:

– Wilhelm Schmitz und Partner Rechtsanwalt Steuerberater Wirtschaftspr�fer;

– Architekten- und Ingenieure-Partnerschaft M�ckenburg;

1) Eggesiecker, FachD PartGG Rz. 1.850; Michalski/R�mermann, § 1 PartGG Rz. 22.
2) Das wird teilweise als allumfassender Berufsrechtsvorbehalt missverstanden. Es handelt

sich jedoch nur um eine Zul�ssigkeitsvoraussetzung f�r Gr�ndung und Bestand der
Partnerschaft. S. dazu Eggesiecker, FachC Rz. 3.310 und 3.700.

3) Eggesiecker, FachD PartGG Rz. 1.918, mit weiteren Hinweisen.
4) S. dazu Eggesiecker, FachE Arzt.
5) Siehe dazu ausf�hrlich Eggesiecker, FachD PartGG Rz. 2.001, FachD HGB Rz. 18.001.
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– Partnerschaft Dr. Roggermann Gyn�kologe, Hals-, Nasen- und Ohrenarzt
und Zahn�rztin;

– Sanfter Entzug Dr. Lindenblatt & Partner, psychologische Psychotherapeuten,
Psychiater, Klinischer Chemiker, Diplom-Sozialp�dagoge, medizinisch-tech-
nische Assistentinnen.

Die Partnerschaftsnamen an einem Ort m�ssen sich deutlich voneinander
unterscheiden. Das kann gegebenenfalls durch die Beif�gung von Namenszu-
s�tzen gef�rdert werden.1) Ab 1.7.1995 d�rfen andere Gesellschaftsformen nicht
mehr mit der Bezeichnung „Partner“ oder „Partnerschaft“ gegr�ndet werden;
das gilt auch f�r Kapitalgesellschaften.2) Gesellschaften, die bereits vor dem
1.7.1995 „Partner“ oder „Partnerschaft“ in ihrem Namen f�hrten, m�ssen ab
1.7.1997 mindestens einen Rechtsformzusatz beif�gen, so dass keine Verwechs-
lung mit einer echten Partnerschaft vorkommt (§ 11 PartGG). Entsprechend
m�sste die unter dem Namen „M�ller und Partner“ auftretende Rechtsanwalts-
soziet�t diesen Namen erg�nzen in „M�ller und Partner Gesellschaft b�rger-
lichen Rechts“.

3. Partnerschaftsvertrag

Der Partnerschaftsvertrag muss den Namen und Sitz der Partnerschaft, von
jedem Partner Namen, Vornamen, in der Partnerschaft ausge�bten Beruf und
Wohnort sowie den Gegenstand der Partnerschaft enthalten. Er muss schriftlich
abgefasst sein (§ 3 PartGG).

Diese Voraussetzungen gehen �ber dasjenige hinaus, was f�r andere Personen-
gesellschaften gefordert wird. Insofern sind diese Formalit�ten speziell f�r Part-
nerschaften von Bedeutung. Unter anderem ist die gesetzliche Schriftform
nach § 126 BGB einzuhalten. Danach muss der Gesellschaftsvertrag von allen
Partnern handschriftlich unterzeichnet sein. S�mtliche Bl�tter des Vertrags
m�ssen k�rperlich verbunden sein. Es darf also keine losgel�sten ununter-
schriebenen Bl�tter geben.3)

Wenn der Partnerschaftsvertrag nichtig sein sollte oder er in Teilen unwirksam
ist, hat das nicht die Nichtigkeit der Partnerschaft zur Folge. Selbst bei Nichtig-
keit des Partnerschaftsvertrags ist eine eingetragene bzw. t�tig gewordene Part-
nerschaft zustande gekommen. Sie wird nach den Regeln �ber die faktische
Gesellschaft fortgef�hrt bzw. abgewickelt.4)

4. Eintragung in das Partnerschaftsregister

Mit dem Abschluss des Partnerschaftsvertrags wird dieser im Innenverh�ltnis
unter den Partnern wirksam. Die Wirksamkeit im Außenverh�ltnis – also
gegen�ber Dritten – tritt jedoch erst mit der Eintragung der Partnerschaft in das
Partnerschaftsregister ein (§ 7 Abs. 1 PartGG). Bis zur Eintragung in das Part-

1) Siehe ausf�hrlich dazu Eggesiecker, FachD HGB Rz. 30.001.
2) BGH vom 21.4.1997, DB 1997, 1398.
3) N�heres dazu s. Eggesiecker, FachD PartGG Rz. 3.200.
4) Baumbach/Hopt, § 105HGBRz. 82 und 85. Umfassend zu fehlerhaften Vertr�gen s. Egge-

siecker, FachCRz. 4.500.
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nerschaftsregister handelt es sich um eine Vorpartnerschaft, die im Außenver-
h�ltnis wie eine Gesellschaft b�rgerlichen Rechts funktioniert.1)

Zum Partnerschaftsregister sind auch �nderungen der Partnerschaft und �nde-
rungen bei den Partnern anzumelden (§ 4 PartGG).

Die Anmeldungen sind mit notarieller Unterschriftsbeglaubigung elektro-
nisch beim Partnerschaftsregister einzureichen (§ 12 HGB). Unterlagen �ber die
Zugeh�rigkeit der Partner zu ihrem Freien Beruf sollten beigef�gt werden.
Auch diese Unterlagen sind elektronisch einzureichen.

Partnerschaftsregister werden nicht bei jedem Amtsgericht gef�hrt. So ist bei-
spielsweise f�r das ganze Land Nordrhein-Westfalen die F�hrung des Partner-
schaftsregisters beim Amtsgericht Essen zentralisiert worden (§ 125 Abs. 2 FGG
und §1 f. HRV i.V.m. § 160b FGG).

5. Der Weg in die Partnerschaft

Zur Gr�ndung einer Partnerschaft kann es auf verschiedenen Wegen kommen.
Beispielsweise k�nnen sich Partner zusammenschließen, die vorher keine Pra-
xis hatten. Es ist auch m�glich, dass ein Praxisinhaber sich mit mehreren bishe-
rigen Nicht-Praxisinhabern zu einer Partnerschaft zusammenschließt. Ebenfalls
k�nnen mehrere Praxen in einer Partnerschaft zusammengefasst werden.

Vorwiegend werden Partnerschaften dadurch gegr�ndet, dass bisher bestehen-
de Gesellschaften b�rgerlichen Rechts in Partnerschaften umgewandelt wer-
den. Das ist ein bloßer Rechtsformwechsel, ohne dass sich in der Inhaberschaft
etwas �ndert. Denn die Gesamthandsgemeinschaft ist in beiden Rechtsformen
nicht nur formal, sondern auch tats�chlich identisch. Insofern wird lediglich das
Rechtskleid bei der fortbestehenden Gesamthandsgemeinschaft gewechselt.
Durch ihre Eintragung in das Partnerschaftsregister wird die Rechtsf�higkeit
erlangt (§ 7 Abs. 1 PartGG).

Wird angestrebt, eine Kapitalgesellschaft in eine Partnerschaft umzuwandeln,
kann dies mit Hilfe des Umwandlungsgesetzes geschehen. Sowohl die Ver-
schmelzung als auch der Rechtsformwechsel in einem Akt sind m�glich (§§ 3
und 191 UmwG). Der letztere Weg d�rfte dabei der einfachere sein.

Rz. 23–30 einstweilen frei.

III. Rechtsverh�ltnis der Partner untereinander

1. Freie Gestaltung

Was im Rechtsverh�ltnis der Partner untereinander gelten soll, k�nnen diese
frei gestalten. Nur soweit sie Regelungen unterlassen, sind die §§ 110–116
Abs. 2 und 117–119 HGB anzuwenden (§ 6 Abs. 3 PartGG). Weiteres ergibt sich
gegebenenfalls aus dem b�rgerlichen Gesetzbuch. Ist beispielsweise die
Gewinnverteilung nicht im Partnerschaftsvertrag geregelt, dann ist der Gewinn
unter den Partnern gleichm�ßig aufzuteilen (Gewinnverteilung nach K�pfen
gem. § 722 Abs. 1 BGB; vgl. dazu auch 4 Rz. 55).

1) S. z. B. Meilicke/von Westphalen/Hoffmann/Lenz, § 7 PartGG Rz. 4 ff.
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2. Gesch�ftsf�hrung

Freiberufliche Besonderheiten sind in Bezug auf die Gesch�ftsf�hrung zu be-
achten.1) Als Berufsaus�bungsgesellschaft ist die Partnerschaft darauf angelegt,
dass alle Partner ihren Beruf aus�ben. Diese Aus�bung ihres Berufs ist
Gesch�ftsf�hrung.2) Von seiner Berufsaus�bung, also der Berufs-Gesch�ftsf�h-
rung, darf ein Partner durch den Partnerschaftsvertrag nicht ausgeschlossen
werden. Lediglich die sonstige Gesch�ftsf�hrung (z. B. interne Verwaltungsar-
beiten) k�nnen einem Partner �bertragen werden, so dass die anderen hiervon
ausgeschlossen sind (§ 6 Abs. 2 PartGG).

Daraus ergibt sich, dass einem Partner auch nicht durch Gerichtsbeschluss nach
§117 HGB umfassend und endg�ltig die Gesch�ftsf�hrungsbefugnis entzogen
werden darf. Es ist lediglich denkbar, ihm die Gesch�ftsf�hrungst�tigkeit vorl�u-
fig zu entziehen, beispielsweise bei vor�bergehender, auf Krankheit beruhender
Unf�higkeit zur ordnungsgem�ßen Gesch�ftsf�hrung, weil dies das mildere Mit-
tel gegen�ber einemAusschluss ist.3)

Auch beim Widerspruchsrecht eines Partners gegen Gesch�ftsf�hrungsmaß-
nahmen eines anderen oder bei Weisungen der Gesellschafterversammlung an
Partner ist zu beachten, dass der Betroffene im Rahmen seiner beruflichen
T�tigkeit bestimmten Verpflichtungen unterworfen sein kann. Es ist daher
nicht zul�ssig, berufsnotwendige Maßnahmen zu unterbinden oder berufswid-
rige Maßnahmen zu verlangen.4)

IV. Rechtsverh�ltnisse zu Dritten

Im Rechtsverh�ltnis zu Dritten gelten einige Vorschriften des Handelsgesetz-
buchs gem. § 7 Abs. 2–4 PartGG f�r die offene Handelsgesellschaft entspre-
chend (§§ 124, 125 Abs. 1, 2 und 4, 125a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 sowie 126 und 127
HGB). Erg�nzend sind die Vorschriften �ber die Gesellschaft b�rgerlichen
Rechts heranzuziehen. Anders als die Gesellschaft b�rgerlichen Rechts besitzt
die Partnerschaft Rechtsf�higkeit.

1. Rechtsf�higkeit

Die Partnerschaft hat einen eigenen Namen, unter dem sie im Rechtsverkehr
auftritt. Sie kann „Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum
und andere dingliche Rechte an Grundst�cken erwerben, vor Gericht klagen
und verklagt werden“ (§ 7 Abs. 2 PartGG i.V.m. § 124 Abs. 1 HGB).

1) Auch die jeweiligen berufsrechtlichen Vorschriften gem. § 6 Abs. 1 PartGG.
2) Nicht also etwa nur unternehmensleitende T�tigkeiten. Baumbach/Hopt, § 114 HGB

Rz. 2: „Die Gesch�ftsf�hrung umfasst s�mtliche tats�chlichen und rechtsgesch�ftlichen,
gew�hnlichen und außergew�hnlichen . . . Handlungen der Gfter, die auf die Verwirk-
lichung des GesZwecks gerichtet sind. Bsp: T�tigkeiten im Betrieb und Unternehmen,
. . .Organisation, Einsatz des Personals, Buchf�hrung, Aufstellung des Jahresabschlus-
ses . . ., Handeln f�r die Ges. gegen�ber Dritten . . .“

3) Feddersen/Meyer-Landrut, § 6 PartGG Rz. 1; Stucken, WiB 1994, 744, 747.
4) S. dazu auch Eggesiecker, FachD PartGG Rz. 6.720 und 6.810.
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Die Partnerschaftsgesellschaft entsteht als solche zwar erst durch Eintragung in
das Partnerschaftsregister (§ 7 Abs. 1 PartGG). Soweit sie jedoch schon vorher
nach außen auftritt, handelt sie als Gesellschaft b�rgerlichen Rechts. Auch die
Vorpartnerschaft (s. Rz. 17) besitzt damit schon Rechtsf�higkeit.1) Entsprechen-
des gilt bei einer L�schung im Partnerschaftsregister.

2. Vertretung

Vertretung ist jede rechtsgesch�ftliche Bindung der Partnerschaft durch einen
Akt des Vertreters. Sie wirkt im Außenverh�ltnis gegen�ber Dritten, beispiels-
weise gegen�ber Patienten und Mandanten wie auch gegen�ber Lieferanten.2)

Soweit ein Partner die Vertretung aus�bt, handelt es sich gleichzeitig um einen
Gesch�ftsf�hrungsakt.

Die Vertretungsmacht ist umfassend. Sie betrifft alle Gesch�fte der Gesellschaft
und ist im Außenverh�ltnis daher nicht beschr�nkbar. Deshalb kann sie auch
nicht auf eine bestimmte Art von Gesch�ften oder eine Niederlassung
beschr�nkt werden (§ 126 HGB). Ein Partner darf daher nicht durch den Part-
nerschaftsvertrag von der Vertretung der Partnerschaft ausgeschlossen werden
(entgegen §125 Abs. 1 Satz 1 HGB).

Nach §127 HGB kann ein Gesellschafter durch Gerichtsbeschluss von der Ver-
tretung ausgeschlossen werden. Ein solcher Ausschluss h�tte zur Folge, dass
der betroffene Partner nicht umfassend seine Berufsgesch�ftsf�hrung aus�ben
d�rfte. Denn die Berufsgesch�ftsf�hrung erfordert regelm�ßig Rechtshandlun-
gen gegen�ber Patienten bzw. Mandanten, und sei es die Annahme von Be-
handlungs- oder Beratungsauftr�gen. Ein solcher Eingriff in dieGesch�ftsf�hrung
ist jedoch nicht zul�ssig (Rz. 32). Das Verbot, einen Partner von der Berufsge-
sch�ftsf�hrung auszuschließen, beinhaltet damit als Fernwirkung gleichzeitig
das Verbot, einem Partner die Vertretungsbefugnis endg�ltig zu entziehen.3)

Zul�ssig ist allerdings – wie bei der Gesch�ftsf�hrung – eine vor�bergehende
Entziehung der Vertretungsmacht, beispielsweise bei vor�bergehender geisti-
ger St�rung. Denn dies stellt gegen�ber einem Ausschluss das mildere Mittel
dar.4)

3. Gesch�ftsbriefe

Auf ihren Gesch�ftsbriefen muss die Partnerschaft zwingend ihren kompletten
Namen (und damit ihre Rechtsform), ihren Sitz (es gen�gt in der Adressenan-
gabe, wenn es sich nicht um eine Zweigniederlassung handelt) sowie ihr Regis-
tergericht mit ihrer Nummer im Partnerschaftsregister (z. B. AG Essen PR333)
angeben (§ 7 Abs. 5 PartGG i.V.m. § 125a HGB).

1) BGH v. 29.1.2001 – II ZR 331/00, BD 2001, 423.
2) S. z. B. Baumbach/Hopt, § 125 HGB Rz. 1.
3) A.A.Meilicke/Graf v. Westphalen/Hoffmann/Lenz, § 7 PartGG Rz. 31; Michalski/R�mer-

mann, § 7 PartGG Anm. 21.
4) Feddersen/Meyer-Landrut, § 7 PartGG Rz. 9.
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4. Haftung

Die Partner haften f�r die Partnerschaft unbeschr�nkt mit ihrem gesamten Pri-
vatverm�gen (§ 8 Abs. 1 PartGG). Normalerweise wird das bei einer freiberuf-
lichen T�tigkeit keine Probleme bei Rechtsverh�ltnissen bereiten, die nicht zur
Berufsaus�bung geh�ren. Problematische Situationen k�nnen jedoch eintreten,
wenn sich aus der Berufsaus�bung Haftungsrisiken ergeben. Diese k�nnen bis
zur Existenzvernichtung f�hren.

Ein probates Mittel dagegen ist der Abschluss einer Berufshaftpflichtversiche-
rung. Je gr�ßer die versicherten Risiken sind, umso h�her werden jedoch die
Versicherungspr�mien; diese steigen sogar �berproportional zum versicherten
Risiko. Deswegen wird vielfach von den Berufsangeh�rigen ein Haftungslimit
vereinbart. Bisweilen werden f�r solche Limits auch gesetzlich Mindestbetr�ge
vorgeschrieben.1) Bei Partnerschaften d�rfen Haftungslimitierungen nur durch
Gesetz geregelt werden. Dabei muss zugleich eine Pflicht zum Abschluss einer
Berufshaftpflichtversicherung begr�ndet werden (§ 8 Abs. 3 PartGG).

Unabh�ngig von einem evtl. vereinbarten Haftungslimit enth�lt § 8 Abs. 2
PartGG eine rechtsformspezifische, personenbezogene Haftungsbegrenzung,
deren ab 1.8.1998 geltende Fassung folgendermaßen lautet:

„Waren nur einzelne Partner mit der Bearbeitung eines Auftrags befasst, so
haften nur sie gem�ß Absatz1 f�r berufliche Fehler neben der Partnerschaft;
ausgenommen sind Bearbeitungsbeitr�ge von untergeordneter Bedeutung.“

Durch diese so genannte „Haftungskonzentration“ wird grunds�tzlich nur der
f�r den Berufsfehler verantwortliche Partner pers�nlich zur Verantwortung
gezogen (Handelndenhaftung). Hat nur ein Partner den Auftrag bearbeitet, haf-
tet also nur dieser pers�nlich. Haben drei Partner an der Auftragserledigung
gearbeitet, sind sie alle drei pers�nlich haftbar.

Keine pers�nliche Haftung wird allerdings durch Bearbeitungsbeitr�ge von
nur untergeordneter Bedeutung hervorgerufen. Als Beispiele werden dazu in
der Regierungsbegr�ndung „Urlaubsvertretungen ohne eigene gebotene
inhaltliche Bearbeitung oder geringf�gige Beitr�ge aus nur am Rande betroffe-
nen Berufsfeldern (z. B. konsiliarische Beiziehung)“ genannt.2)

F�r den Fehler eines Mitarbeiters haftet derjenige Partner, der f�r die Arbeit
des Mitarbeiters verantwortlich ist. War jedoch auf Grund unklarer Organisa-
tion gar keiner der Partner verantwortlich, dann haften alle Partner pers�nlich.3)

Diese Rechtsfolge erscheint zwingend, weil die Voraussetzungen von Abs. 2
nicht erf�llt sind; sie d�rfte jedoch nur selten praxisrelevant werden.

1) S. z. B. §§ 51a Abs. 1 und 51 Abs. 4 BRAO, 65a Abs. 1 und 67 StBerG i. V.m. § 52 Abs. 1
StBDV, § 54a Abs. 1 und 54 Abs. 1 WPO i.V.m. § 323 Abs. 2 Satz 1 HGB.

2) Regierungsbegr�ndung, S. 21. Die Regierungsbegr�ndung befindet sich im Entwurf zur
�nderung der BRAO, BT-Drucks. 13/9820 v. 9.2.1998. Es war zun�chst beabsichtigt, die
Neufassung von §8 Abs. 2 PartGG im Rahmen der geplanten BRAO-�nderung zu ver-
abschieden. Der unver�nderte Wortlaut ist dann durch das Gesetz zur �nderung des
Umwandlungsgesetzes, des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes und anderer Gesetze v.
22.7.1998, BGBl. I 1998, 1878, in Kraft getreten.

3) Ebenda.

38

39

D Handels- und Gesellschaftsrecht

Partnerschaftsgesellschaft Kapitel 7

Seite 10/Eggesiecker/Kapitel 7

Buch Fach D Arbeitspagina 208 Arbeitspagina-Lieferung 120



V. Gesellschafterwechsel und Liquidation

1. Eintritt

In eine Partnerschaft kann ein neuer Partner eintreten. Der Eintritt ist zum Part-
nerschaftsregister anzumelden.

Rz. 41 einstweilen frei.

2. Ausscheiden

Scheidet von zwei Partnern einer aus, ist die Partnerschaft beendet und im Part-
nerschaftsregister zu l�schen. Verbleiben aus einer gr�ßeren Partnerschaft min-
destens zwei Partner, existiert die Partnerschaft weiter.

3. Erbfolge

Da in der Partnerschaft die Berufe der Partner ausge�bt werden sollen, kann
die Beteiligung grunds�tzlich nicht vererblich sein. Lediglich partnerschafts-
f�hige Personen k�nnen als Erben eintreten, wenn dies im Partnerschaftsver-
trag vorbestimmt ist. Aber auch dann ist der Erbe berechtigt, seinen Austritt aus
der Partnerschaft zu erkl�ren (§ 9 Abs. 4 PartGG).

4. Liquidation

Bei einer Liquidation wird die Partnerschaft endabgewickelt. Hierf�r gelten die
Vorschriften des Handelsgesetzbuchs f�r die offene Handelsgesellschaft
(§§ 145–158 HGB).

Nach §§149, 155 HGB ist dabei Folgendes zu erledigen:

– Die Forderungen werden eingezogen.

– Das �brige Verm�gen wird zu Geld gemacht.

– Die Gl�ubiger werden befriedigt.

– Das verbliebene Verm�gen wird unter den Partnern verteilt; ggf. haben diese
Nachsch�sse zu zahlen.1)

Rz. 45–50 einstweilen frei.

VI. Besonderheiten f�r Steuerberater, Wirtschaftspr�fer
und Rechtsanw�lte

1. Allgemeine Rechtsbesorgung

Ausdr�cklich l�sst § 7 Abs. 4 Satz 1 PartGG zu, dass eine Partnergesellschaft als
Prozess- oder Verfahrensbevollm�chtigte beauftragt werden kann. Die Partner-
schaft �bernimmt also unmittelbar die Rechtsbesorgungsleistungen, zu denen
auch Steuerberatungst�tigkeiten geh�ren k�nnen. Ausgef�hrt werden muss

1) Baumbach/Hopt, § 155 HGB Rz. 3.
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dabei die jeweilige Rechtsbesorgungst�tigkeit durch Personen, die pers�nlich
zu dieser T�tigkeit befugt sind (§ 7 Abs. 4 Satz 2 PartGG). Die Partnerschaft
kann insofern auftreten, wie ihre Partner bei unmittelbarer Berufsaus�bung
auftreten k�nnten. Als Besonderheit gilt allerdings f�r die Verteidigung i. S. d.
Strafprozessordnung, dass als Verteidiger die f�r die Partnerschaft handelnde
Person gilt (§ 7 Abs. 4 Satz 3 PartGG).

Da die berufsrechtlichen Vorschriften der Steuerberater, Wirtschaftspr�fer und
Rechtsanw�lte die interdisziplin�re Zusammenarbeit zwischen diesen Berufs-
gruppen zulassen, eignet sich die Partnerschaftsgesellschaft hierf�r hervorra-
gend. Wird keine besondere Zulassung beantragt (s. dazu Rz. 54 f.), k�nnen
diese Berufe ohne weiteres in einer „normalen“ Partnerschaftsgesellschaft
zusammenarbeiten.

2. Steuerberatung

Partnerschaftsgesellschaften, in denen nur Steuerberater, Steuerbevollm�ch-
tigte, Rechtsanw�lte, niedergelassene europ�ische Rechtsanw�lte, Wirtschafts-
pr�fer oder vereidigte Buchpr�fer Partner sind, haben die Befugnis zur unbe-
schr�nkten Hilfeleistung in Steuersachen (§ 3 Nr. 2 StBerG). Sie sind auch vor
dem Bundesfinanzhof vertretungsberechtigt § 62a Abs. 2 FGO).

Weitere M�glichkeiten bieten sich auch f�r eine Partnerschaft nicht, die gem.
§ 49 Abs. 1 StBerG als Steuerberatungsgesellschaft anerkannt ist. Gegen�ber
der normalen Partnerschaft sind mit der als Steuerberatungsgesellschaft aner-
kannten Partnerschaft nur (�berfl�ssige) Kosten und Einschr�nkungen verbun-
den.

Um die Anerkennung zu erlangen, m�ssen außerdem die Voraussetzungen der
§§ 50, 50a StBerG erf�llt sein. Unter anderem ergibt sich daraus, dass mindes-
tens die H�lfte der Partner Steuerberater sein muss. Bereits dies schr�nkt die
interprofessionelle Zusammenarbeit in der Partnerschaft ein. Dar�ber hinaus ist
der Steuerberatungsgesellschaft die Rechtsberatung nicht gestattet,1) so dass
eine interprofessionelle Zusammenarbeit mit Rechtsanw�lten in einer Steuer-
beratungsgesellschafts-Partnerschaft praktisch ausscheidet.

Rz. 56–58 einstweilen frei.

3. Wirtschaftspr�fung

Gem�ß § 44b Abs. 1 WPO ist den Wirtschaftspr�fern die Gr�ndung „normaler
Partnerschaften“ (die nicht als Steuerberatungsgesellschaften zugelassen sind)
ausdr�cklich erlaubt. Normale Partnerschaften von Wirtschaftspr�fern haben
im Partnerschaftsnamen die Berufsbezeichnung „Wirtschaftspr�fer“ anzuge-
ben (§ 2 Abs. 1 PartGG).

Was die Pflichtpr�fungen nach § 319 HGB anbelangt, ist allerdings zu beachten,
dass dort als Auftragnehmer lediglich „Wirtschaftspr�fer“ und „Wirtschaftspr�-
fungsgesellschaften“ genannt sind und weder auf Soziet�ten noch Partner-
schaften von Wirtschaftspr�fern hingewiesen wird. Laut Wirtschaftspr�ferkam-
mer sollten daher wie bei einer Soziet�t Pflichtpr�fungsauftr�ge nur den

1) Kuhls/Meurers/Maxl/Sch�fer/Goez, Anm. 6 vor §§ 49 ff. StBerG.
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Wirtschaftspr�fern in einer Partnerschaft erteilt werden, wobei diese die Res-
sourcen ihrer Partnerschaft umfassend einsetzen k�nnen.1)

Weitere M�glichkeiten bieten sich auch f�r eine Partnerschaft nicht, die gem.
§ 27 Abs. 1 WPO als Wirtschaftspr�fungsgesellschaft anerkannt ist. Gegen�ber
der normalen Partnerschaft sind mit der als Wirtschaftspr�fungsgesellschaft
anerkannten Partnerschaft nur (�berfl�ssige) Kosten und Einschr�nkungen ver-
bunden.

Um die Anerkennung zu erlangen, m�ssen die Voraussetzungen des § 28 WPO
erf�llt sein. Unter anderem ergibt sich daraus, dass von zwei Partnern mindes-
tens einer und bei einer gr�ßeren Partnerzahl mehr als die H�lfte der Partner
Wirtschaftspr�fer sein muss. Bereits dies schr�nkt die interprofessionelle
Zusammenarbeit in der Partnerschaft von Wirtschaftspr�fern erheblich ein.
Dar�ber hinaus ist der Wirtschaftspr�fungsgesellschaft die Rechtsberatung
nicht gestattet,2) so dass eine interprofessionelle Zusammenarbeit mit Rechts-
anw�lten in einer Wirtschaftspr�fungsgesellschafts-Partnerschaft praktisch
ausscheidet.

Rz. 63–70 einstweilen frei.

VII. Steuerliche Hinweise

1. Einkommensteuer

Die Eink�nfte d�rfen bei freiberuflicher T�tigkeit als �berschuss der Betriebs-
einnahmen �ber die Betriebsausgaben nach §4 Abs. 3 EStG ermittelt werden.
Besonders, wenn es hohe Außenst�nde gibt, k�nnen damit die Partner eine
Liquidit�tsschonung gegen�ber Gewerbetreibenden erzielen. Die bei der Part-
nerschaft ermittelten Eink�nfte werden von den Partnern bei deren Einkom-
mensbesteuerung versteuert.

Das Ausscheiden aus einer Personengesellschaft bzw. die Aufteilung einer Per-
sonengesellschaft bleiben nur noch soweit ohne Gewinnrealisation, als die
Beteiligten Teilbetriebe erhalten (§ 16 Abs. 3 Satz 2 EStG). Erzielen die bisheri-
gen Partner dadurch einen Ver�ußerungsgewinn, ist dieser als laufender
Gewinn zu versteuern, also nicht beg�nstigt (§ 16 Abs. 1 Satz 2 EStG). Diese
Bedingung ist wegen der einschr�nkenden Rechtsprechung zum Teilbetriebs-
begriff nicht immer leicht zu erf�llen,3) so dass das Steuerrecht im Einzelfall die
Aufteilung von Freiberuflerpraxen erheblich belasten kann. Der Eintretende
kann einen erworbenen Teil am Praxiswert �ber sechs bis zehn Jahre abschrei-
ben.4)

Ein Gesellschafter scheidet nicht nur aus, soweit das vertraglich vereinbart ist.
Automatisch scheidet er aus, wenn er eine erforderliche Zulassung zu seinem

1) Mitteilung der Wirtschaftspr�ferkammer, WPK-Mitt. 3/1998, 219. S. auch WP Handbuch
2006, 81, TeilA, Rz. 326 ff.

2) S. dazu die entsprechenden Ausf�hrungen zu Steuerberatungsgesellschafts-Partner-
schaften.

3) S. z. B. Bauer, DB 1982, 1069.
4) BMF v. 15.1.1995 – IV B 2 – S 2172 – 15/94, BStBl I 1995, 14.
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in der Partnerschaft ausge�bten Beruf verliert. Das ist eine freiberuflertypische
Sonderregelung des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes (§ 9 Abs. 3 PartGG).

Steuersatzverg�nstigungen gibt es nur f�r das Ausscheiden oder den vollst�n-
digen Verkauf einer Beteiligung an einer Partnerschaftsgesellschaft. Der Ver�u-
ßerungs- oder Aufgabegewinn kann dann nach der F�nftelregelung des § 34
Abs. 1 EStG beg�nstigt sein. Besonders große Vorteile lassen sich dadurch aller-
dings nicht mehr erzielen.1)

Lediglich wenn der Betroffene das 55. Lebensjahr vollendet hat oder er dauernd
berufsunf�hig ist, k�nnen die Steuerverg�nstigungen (einmalig im Leben)
umfassender ausfallen. Dann kann es bei einem Ver�ußerungs- oder Aufgaben-
gewinn bis zu 181000P einen Steuerfreibetrag bis zu 45000P geben (§ 16 Abs. 4
EStG). Der zu versteuernde Gewinn kann nach n�herer Bestimmung in § 34
Abs. 3 EStG einem niedrigeren Tarif unterliegen.

2. Gewerbesteuer

Der Gewerbesteuer unterliegt die Partnerschaft nicht, wenn bei ihr in klassi-
scher Weise nur ausschließlich Freiberuflert�tigkeit abgewickelt wird. Fallen
allerdings gewerbliche Eink�nfte an, dann sind die ganzen Eink�nfte gewerbe-
steuerpflichtig (§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG). Außerdem kann Gewerbesteuerpflicht
eintreten, wenn

– Nicht-Freiberufler tats�chlich beteiligt sind,

– Angestellte leitend und eigenverantwortlich t�tig sind oder

– Dritte bloße Kapitalbeteiligungen halten.2)

3. Umsatzsteuer

Die Partnerschaft ist mit ihren Ums�tzen umsatzsteuerpflichtig, wenn ihre
Ums�tze nicht steuerbefreit sind. Als Freiberuflergesellschaft darf sie unabh�n-
gig von der H�he ihrer Ums�tze die Umsatzsteuer nach vereinnahmten Entgel-
ten versteuern (§ 20 Abs. 1 Nr. 2 UStG). In Bezug auf entstandene Honorar-
anspr�che, die noch nicht eingenommen sind, kann die Partnerschaft damit
gegen�ber Gewerbetreibenden eine umsatzsteuerliche Liquidationsschonung
erreichen.

1) S. z. B. Henning/Hundsdorfer/Schult, DStR 1999, 131.
2) S. auch Korn, StBKongR 1995, 143.
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